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Rekordschulden wegen EU-Planideologie,
Klima, Corona, Krieg
Die Neuverschuldung Deutschlands im
Bundeshaushalt 2022 wird von den bis‐
lang 99 Milliarden Euro nun umweitere
40 Milliarden Euro ansteigen. Rechnet
man außerdem das neue Sonderver‐
mögen Bundeswehr hinzu, beläuft sich
die Neuverschuldung 2022 sogar auf
rekordhohe 239 Milliarden Euro.

Die zusätzlichen Milliarden sind nicht
allein auf die Ukraine-Krise zurückzu‐
führen. Da der Finanzminister weiß,
dass er die Schuldenbremse effektiv
auch 2023 nicht wird einhalten können,
baut er vor. Er schafft immer weitere
Sondervermögen, deren künftige
Schulden durch Buchungstricks nicht
mehr in die Schuldenbremse einge‐
rechnet werden.

Dass diese Sondervermögen zuneh‐
mend zweckentfremdet werden, sei es
wenn der Energie- und Klimafonds
plötzlich noch ganz andere EU-Ideolo‐
gie vorantreibt oder das Sondervermö‐
gen Bundeswehr die Aufrüstung sogar
fremder Staaten(!) finanziert, ist dabei
u.E. rechtswidrig. Mit der Aufschuldung
über solche faktischenNebenhaushalte
verringert sich die Aussagekraft des ei‐
gentlichen Bundeshaushalts, und eine
Rückkehr zu stabilitätsorientierter Fi‐
nanzpolitik wird immer unwahrschein‐
licher.

Das sogenannte „Sondervermögen
Bundeswehr“, das einfach nur aus 100
Milliarden Euro Schulden bestehen
wird, hat formell nichts mit dem Ukrai‐
ne-Krieg zu tun. Hier wird lediglich ein
uralter und langjährig aufgelaufener In‐
vestitionsstau bei der Bundeswehr ge‐
heilt. Materiell stünde die AfD diesem
Vorhaben nicht entgegen, solange
wirklich nur die Landesverteidigung
gestärkt werden soll, woran es aller‐
dings Zweifel gibt.

Bei der getrennt zu sehenden Frage der
Lieferung schwerer Waffen gab es im
Bundestag bei der AfD-Fraktion keinen
Fraktionszwang. Welches Vorgehen im
Ukrainekrieg bringt schneller Frieden,
mehr Freiheit und weniger Opfer:
Waffenlieferungen oder eben keine?
Hier hatte jeder AfD-Abgeordnete Ge‐
wissens- und Einschätzungsfreiheit.
Dasmacht das überwältigende Abstim‐
mungsergebnis der Fraktion gegen sol‐
che Lieferungen auch durchaus aussa‐
gekräftig. Es muss gelten„deutsches In‐
teresse zuerst“. Man darf nun zwar strei‐
ten, was das genau bedeutet. Die Frak‐
tion jedenfalls folgte nicht der These,
wenn die Ukraine falle, sei der Russe
morgen in Portugal... Es muss einen
Ausgleichsfrieden geben, der aller‐
dings zunächst einmal Gespräche vor‐
aussetzt, die in der aktuellen Stimmung
nicht in Sicht zu sein scheinen.

Diematerielle Absicht der Auflösung ei‐
nes langjährigen Investitionsstaus bei
der Bundeswehr ist begrüßenswert, die
Umsetzung aber rechtlich bedenklich.

Wir sind grundsätzlich gegen Sonder‐
vermögen, weil sie die reguläre, trans‐
parente Entscheidungsfindung des
Bundestags über den Haushalt beein‐
trächtigen. Und nun gar noch eine Ab‐
sicherung über eine GG-Änderung“?
Dieses Sondervermögen wird so nicht
nur „NEBEN der Schuldenbremse ste‐
hen“ (Lindner): Es steht faktisch sogar
neben dem Haushalt! Eine Grundge‐
setzänderung darf es für das Vorhaben
nicht geben – das ist in keinerWeise er‐
forderlich und würde einen gefährli‐
chen Präzedenzfall darstellen. Das
Grundgesetz könnte sonst immer wie‐
der zur Unterlaufung des Haushalts-
und Stabilitätsrechts missbraucht wer‐
den. So etwasmachtman einfach nicht.
Die Bundeswehr-Mittel gehören regu‐
lär ohne Einführung eines Sonderver‐
mögens im Kernhaushalt eingestellt.
Die Mehrheit für solche Investitionen
wäre im Bundestag problemlos gesi‐
chert: Es gäbe dafür auf lange Jahre
über 80% Zustimmung!

Das Sondervermögen Bundeswehr
dient ausschließlich der Umgehung der
Schuldenbremse: Es bekommt sogar
eine eigene Kreditaufnahme-Möglich‐
keit. Ohne Tilgungsplan und ohne An‐

rechnung auf die verfassungsrechtli‐
chen Schuldenobergrenzen.

Seit 2020 setzt die Regierung die Schul‐
denbremse immer wieder „ausnahms‐
weise“ aus und nutzt die Mittel auch
noch zweckentfremdet. Das ist perma‐
nenter Rechtsbruch.Wen außer der AfD
stört das? Auch beim Bundeswehr-Son‐
dervermögen zeichnet sich eine
Zweckentfremdung ab, denn leider
wird das Geld nicht nur zugunsten der
Bundeswehr, sondern auch für die Auf‐
rüstung von nicht näher definierten
„Partnerstaaten“ ausgegeben werden.
Das schuldenfinanzierte Nebenhaus‐
halts-Vehikel ist überflüssig und in‐
transparent. Der Kernhaushalt spiegelt
so zunehmend nur noch einen Teil der
Wirklichkeit. Die Sozialisten im Bundes‐
tag begrüßen dies. Denn natürlich re‐
giert es sichmit verschleierten und aus‐
gelagerten Schulden viel einfacher – so
machen Sie es ja auch schon beim Kli‐
mafonds, beim ESM und bei den EU-
Schuldenprogrammen. Wegen der
Kausalkette von der Schuldenmoneti‐
sierung der EZB zu hoher Inflation ist
dies aber fatal. Wir haben bereits asozi‐
ale 7% Teuerung.

Grundgesetz-Änderung für Bundeswehr?
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Deutsche Abhängigkeit von Agrarimporten und
4 Prozent- Irrsinn stoppen

Jeder Deutsche erlebt zurzeit eine ge‐
wisse Beunruhigung bei dem Blick in
die leeren Supermarktregale, kein Mehl
und kein Sonnenblumenöl. Es stellt sich
heute die Forderung nach einer eigen‐
ständigen Lebensmittelversorgung in‐
nerhalb unseres Landes. Bei der Versor‐
gung mit Obst und Gemüse liegen wir
hierzulande nur bei 25 – 30 Prozent.
Der Rest wird eifrig importiert. Unsere
Äpfel kommen überwiegend aus Polen,
Italien und Frankreich. Kirschen kom‐
men ebenso zu größten Teilen aus Po‐
len. Unser Gemüse wird aus den Nie‐
derlanden und Spanien gebracht. Wir
erleben Preissteigerungen für Obst und
Gemüse nicht nur wegen des Angriffs‐
krieges Russlands auf die Ukraine. Die‐
se Fehlentwicklung begann schon weit
früher. Klima – und Umweltschutzmaß‐
nahmen belasten unsere Bauern. Im‐
mer strengere Sanktionen, Fördermit‐
telregularien, jede Menge bürokrati‐
scher Aufwand erschwert den Bauern
ihre Handlungsfähigkeit. Die eigene
Entscheidungsfreiheit zur Bestellung
ihrer Äcker wird durch die unangemes‐
senen Vorgaben aus Brüssel be‐
schränkt. Laut Abfrage Peter Felsers an
Landwirtschaftsminister Chem Özde‐
mirmussten 140.000 Betriebe allein un‐
ter der RegierungMerkel für immer ihre
Tore schließen.

Systematische Flächenstilllegungen
und baubedingte Flächenversiegelun‐
gen werden zur Gefahr. Ab 2023 müs‐
sen die Bauern, um ihre Direktzahlun‐
gen zu erhalten, 4 Prozent ihrer Flächen
in die Zwangsbrache überführen. Diese
Flächen liegen dann still, können nicht
mehr zur Lebensmittelerzeugung vor‐
gehalten werden. Auch Bienenweide‐
flächen sind hier nicht gewünscht. Die
Bundesregierung hat sich den Klima‐
schutz und Erhalt der Biodiversität als
oberste Prämisse auf Ihre Fahnen ge‐
schrieben. Perfide ist dass es zeitgleich
in den nordafrikanischen Ländern zur
Hungersnot kommen wird, da sie 30
Prozent ihres Weizenbedarfs bisher aus
Russland und der Ukraine deckten. Der
Getreidepreis hat sich mehr als verdop‐
pelt, Lieferketten sind auch hier massiv
gestört. Kleine Bäckereien müssen
schließen. Der Getreidegigant China
hält große Reserven in riesigen Spei‐
chern zur Selbstversorgung vor. Im Ge‐
genzug kauft sich die chinesische Wirt‐
schaft in Afrika durch eine sichtbare Er‐
schließung der Länder ein (Bahn- und
Straßenneubauten), um dort an seltene
Erden und Edelmetalle zu gelangen.

Der Druck auf unsere Bauern muss
deutlich minimiert werden. Die bisheri‐
ge EU- Agrarpolitik muss wieder in die
deutsche Zuständigkeit zurückgeholt,
renationalisiert werden. Die immensen
bürokratischen Hürden stellen ein im‐
mer größer werdendes Problem dar.
Kleine Höfe sollten gezielt gefördert
werden. Eine regionale Möglichkeit der
Schlachtung, Vermarktung ihrer Pro‐
dukte bis zum Verkauf, muss attraktiv
für jeden Einzelnen gestaltet werden.
Auch an die Digitalisierung der erzeug‐
ten Lebensmittel vom Hof auf die Platt‐
form muss gedacht werden, bevor Un‐
ternehmen wie Amazon daran verdie‐
nen. Echt- Plattform- Ökonomie mit in‐
ternetbasierten Geschäftsmodellen
sollen Anbieter und Interessenten zu‐
sammen bringen. Sanktionen zur noch
besserenTierhaltung dürfen nicht noch
weiter verschärft werden, da die Bau‐
ern bereits vielfach in modernste Stal‐
lumbauten investiert haben.

Besonders hart trifft es derzeit unsere
schweinehaltenden Betriebe in
Deutschland. Durch Importstopp von
deutschem Schweinefleisch durch Chi‐
na als Hauptabnehmer, sind die Absatz‐
preise so stark gesunken dass sich eini‐
ge Betriebe in der Zahl der gehaltenen
Schweine nun massiv einschränken
müssen oder ihre Betriebe gänzlich auf‐
geben müssen.

Die Afrikanische Schweinepest ist nun
auch in Süddeutschland angekommen.
Das Friedrich – Löffler Institut bestätig‐
te einen Fall der ASP in einem Freiland‐
schweinehalterbetrieb in Baden Würt‐
temberg. Wie gut sich das Bundesland
auf diese für Menschen ungefährliche
Tierseuche vorbereitet hat wird sich
schnell zeigen. In meinem Antrag an
die Bundesregierung fordern wir eine
ganzheitliche Vorgehensweise bei der
Bekämpfung dieser für Schweine sehr
schmerzhaften Viruserkrankung.
Schweinefleischproduzenten müssen
geschützt werden, wir fordern eine so‐
fortige Hilfe.

Die Umzäunung und die Einrichtung
von Schutzzonen hat sich als alleiniges
Mittel der Wahl vielfach leider noch
nicht bewährt. Die Einbindung von ex‐
tra ausgebildeten Kadaversuchhunden
ist ein Teil der sinnvollen Bekämpfung.
In dem betroffenen Betrieb wurde das
Virus durch konterminiertes Schweine‐
futter eingetragen. Die Bundesländer
müssen übergreifend zusammenarbei‐
ten, die Seuche fragt nicht nach Gemar‐
kungs- oder Landesgrenzen. Branden‐
burg, Mecklenburg- Vorpommern und
Sachsen sind bisher über die Einschlep‐
pung durch infizierteWildschweine be‐
troffen. Die Übertragung der ASP durch
Futtermittel ist hingegen menschenge‐
macht.

AfD fordert Renationalisierung der Agrarpolitik
und der ASP gemeinsam entgegnen!
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Warum Energie in Deutschland teuer ist

Es ist kein Geheimnis, Energie, Strom,
Benzin, Diesel, Gas und Heizöl sind in
Deutschland noch nie billig gewesen.
Schon immer hat der Staat beim Ver‐
brauch dieser Energie ordentlich die
Hand aufgehalten und den Energiekon‐
sumenten mittels Steuern und Abga‐
ben einen gehörigen Anteil mehr als
nötig aus der Tasche gezogen. Als Er‐
gebnis davon waren die ehemalige Mi‐
neralölsteuer die nun Energiesteuer
heißt zu signifikanten Beiträgen im
Staatshaushalt angewachsen und mit‐
hin gerne genommenes Geld um sich
allerlei ideologiegetriebene Phantaste‐
reien auf Steuerzahlerkosten zu gön‐
nen. Klima- und Genderprojekte in Afri‐
ka? Kein Problem, irgendein Pendler
braucht das Benzin für seinen Job und
wird zahlen.

Jüngstes Beispiel ist natürlich die CO2-
Abgabe. Auf dem Papier und im inter‐
nationalen Vergleich ist sie tatsächlich
noch bescheiden, andere Länder ha‐
ben einen viel höheren CO2-Preis. Die‐
se Länder haben allerdings die Energie‐
konsumenten vorher und parallel dazu
nicht bis zum Brechen geschröpft, wie
das die Bundesregierung in klimapoliti‐
scher Ereiferung getan hat.

Grundbaustein der Preissteigerung im
Stromsektor ist natürlich die Energie‐
wende. Sie zwingt zur Bevorratung von
Stromerzeugungskapazitäten die für

einen Ausfall vonWind- und Sonne be‐
reitstehen müssen und von den Konsu‐
menten mitfinanziert werden, obwohl
sie nur beschränkt Möglichkeiten ha‐
ben sich durchVerkauf von Strom zu re‐
finanzieren. Des Weiteren ist die Ener‐
giewende schädlich, da sie die Diversifi‐
zierung der Strombranche durch Ver‐
bot von Kernkraft und Kohleverstro‐
mung einschränkt. Einer Verteuerung
eines Energieträgers wie derzeit Gas
kann daher nicht durch Ausweichen in
einen anderen begegnet werden. Das
Ergebnis sind unnötig hohe Stromprei‐
se an denen der Staat als Ergebnis auch
noch profitiert, da er prozentual an den
Kosten seinen Anteil nimmt.

Im Ergebnis sind die Begründungen
bezüglich der hohen Energiepreise, Co‐
rona, Lieferketten und Krieg in der Uk‐
raine nur Ausreden um von eigentli‐
chen, politischen Versagen der Regie‐
rungen in Deutschland in den vergan‐
genen 20 Jahren abzulenken.

Um es gleich vorweg zu sagen. Energie
sollte in Deutschland nicht nur jetzt, zu
Hochpreiszeiten preiswerter gemacht
werden, sondern generell. Dies zum
Vorteil der Bürger, denen mehr Ihres
Geldes bleibt, und zum Vorteil der ex‐
portorientierten Wirtschaft die diesen
Preisvorteil dann erneut in Investitio‐
nen und der Schaffung neuer, sozialver‐
sicherungspflichtiger Arbeitsplätze an‐
legen kann.

Zuvorderst wäre die CO2-Abgabe abzu‐
schaffen. Diese wird in Ergänzung der
sowieso schon hohen Abgaben erho‐
ben. Die vor kurzem beschlossene
Übernahme der EEG Umlage durch den
Steuerzahler entlastet die Bürger und
Stromverbraucher nicht in äquivalenter
Weise, der Staat nimmt auch hier durch
die CO2-Abgabe wieder mehr als er
gibt, aber das ist ja nichts Neues. Da der
Staat nun die Mehreinnahmen der
CO2-Abgabe in Klimaprojekte stecken
möchte, auf der anderen Seite aber
mehrere Milliarden aus dem Steuertopf
nun zur Übernahme der EEG Umlage
verwendet, bleibt die Frage, welche
staatlichen Ausgaben nun um diesen
Betrag gekürzt werden? DasMilitär? Bil‐
dung und Forschung? Der Sozialbe‐
reich? Renten? Es bleibt abzuwarten.

Ein weiterer wichtiger Punkt, der in der
Problemerfassung erwähnt wurde, ist
die Einengung auf zu wenige zuverläs‐

sige Energieerzeugungsmethoden.
Steigt der Preis der verbliebenen Ener‐
gierohstoffe ist ein Ausweichen in an‐
dere Rohstoffe nicht mehr möglich, wie
sich derzeit bei der Gasverstromung
zeigt, die auf Rekordniveau ist, da eine
Verstromung von Kohle und die Erzeu‐
gung mittels Kernkraft politisch nicht
mehr gewollt ist. Der Gaspreis wird da‐
durch weiter angeheizt.

Des Weiteren bleibt die Möglichkeiten
der Steuersenkung z.B. der Mehrwert‐
steuer entweder über alles, oder für
Energieträger um die Situation der teu‐
ren Energie in Deutschland zu ent‐
schärfen. Entsprechende Vorschläge
sind im Wahlprogramm der AfD aufge‐
führt.

Weniger gut geeignet, auch wenn es
eine Entlastung bringt, sind indirekte
Maßnahmen, bei denen den Bürgern
zuerst das Geld abgenommen wird um
danach einen Anteil wieder zu vertei‐
len. Genannt seien hier das Entlas‐
tungspaket, eine Erhöhung der Pend‐
lerpauschale oder das 9 € Ticket. Eine
Entlastungspolitik die dem steuerzah‐
lenden Bürger weniger wegnimmt als
ihm in Anschluß an hohe Abgaben ‚ge‐
nerös‘ etwas von seinem eigenen Geld
zurückzugeben ist in jedem Falle zu be‐
vorzugen.

Was die AfD tun will um Energie in Deutschland
preiswerter zu machen
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Ukraine-Krieg offenbart deutsche
Verteidigungsunfähigkeit
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„Wäre die Bundeswehr im Ernstfall in
der Lage, Deutschland zu verteidigen?“
– „Nein“ oder „Das Heer ist mehr oder
weniger blank!“ Ranghohe Vertreter
der Bundeswehr wie Ex-Nato-General
Egon Ramms oder der Heeresinspek‐
teur Generalleutnant Alfons Mais stel‐
len vor demHintergrund der russischen
Invasion der Ukraine die Gefechtsbe‐
reitschaft der deutschen Truppe und
damit die gesamte deutsche Verteidi‐
gungspolitik der vergangenen Jahr‐
zehnte infrage.

Was nach dem Ende des Kalten Krieges
im Zuge der Abrüstungsvereinbarun‐
gen als „Friedensdividende“ gefeiert
wurde, hat zusammen mit jahrelanger
Planlosigkeit der deutschen Politik und
friedensbewegtenMedienvertretern zu
dem erst jetzt allerseits beklagten, von
uns AfD-Politikern aber immer wieder
kritisierten, Mangelzustand bei Perso‐
nal und Material der Bundeswehr ge‐
führt.

Hinzu kam, dass seit derWiedervereini‐
gung Verteidigungsminister von CDU
und SPD die Bundeswehr mit immer
neuen Reformen unter dem Schlag‐
wort „Transformation“ völlig entkernt
haben. Auch wurden unter der völlig
überforderten Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen betriebswirt‐
schaftliche Ideen aus der Unterneh‐
mensberatung genutzt, um beispiels‐

weise Ersatzteile und Munition mit we‐
nig Bevorratung „Just-in Time“ liefern
zu lassen. Durch diese Verfahren kann
zwar eine „planbare“ Einsatzbereit‐
schaft für bestimmte Aufgaben erreicht
werden, nicht jedoch die als „Kaltstart‐
fähigkeit“ bezeichnete hohe Kampf‐
kraft und Durchhaltefähigkeit, bei der
Teile von Großverbänden binnen Stun‐
den ausrücken können und auch genü‐
gend Munition und Treibstoff haben,
umDeutschland länger als 1 Tag zu ver‐
teidigen.

Das genau ist aber die grundgesetzlich
festgelegte Aufgabe der Bundeswehr.
Sie soll nach Art. 87a GG die Souveräni‐
tät und territoriale Integrität Deutsch‐
lands schützen und darüber hinaus die
Nato-Bündnisverpflichtungen erfüllen.

Verantwortlich für die materielle und
personelle Ausstattung der Streitkräfte
ist der Bund, der einen entsprechenden
Haushalt aufzustellen hat. Dieser Ver‐
pflichtung sind alle Bundesregierun‐
gen seit Jahren nicht nachgekommen
und haben zusätzlich, durch verheeren‐
de Entscheidungen wie die „Ausset‐
zung der Wehrpflicht“, den desolaten
Zustand der Bundeswehr noch ver‐
schlimmert.

Die AfD gibt sich nicht mit der„Symbol‐
politik“ von Kanzler Olaf Scholz zufrie‐
den, der am tatsächlichen Bedarf und
am Haushalt vorbei nur mit Blick auf
seineWählerklientel einewillkürlich ge‐
setzte Zahl von 100 Milliarden Euro
neue Schulden für die Bundeswehr
ausruft. Die AfD setzt sich demgegen‐
über seit Jahren als einzige Partei dafür
ein, dass die Bundeswehr - wie es unser
Grundgesetz vorsieht - ihre ranghöchs‐
te Aufgabe der Landes- und Bündnis‐
verteidigung tatsächlich erfüllen kann
und das langfristig.

Die AfD fordert jetzt als ersten zwin‐
genden Schritt, bevor die zusätzlichen
100 Mrd. „Sonderschulden“ von der
Ampelkoalition im Geiste der multilate‐
ralen, klimaneutralen und genderge‐
rechten neuen Weltordnung verteilt
werden und verpuffen, eine fundierte
Bedarfsanalyse der Bundeswehr durch‐
zuführen! Welches Fähigkeitsprofil be‐
nötigen die deutschen Streitkräfte um
ihren Auftrag, die Sicherheit Deutsch‐
lands und seiner Bürger vor Angriffen
von außen zu erfüllen? Dazu dienen
weder Auslandseinsätze noch die groß‐
zügige Finanzierung militärischer Aus‐
rüstung anderer Staaten, während un‐
sere eigeneTruppe auf Jahrzehnte altes
Gerät zurückgreifen muss und wegen
fehlender Ersatzteile und Munition
kaum einsatzbereit ist.

Als zweiter Schritt steht für uns die Ein‐
haltung der vertraglich vereinbarten
Zusagen im Rahmen des Nordatlanti‐

schen Bündnisses im Fokus. Die Lan‐
desverteidigung wird zwar nicht durch
die Bündnisverteidigung ersetzt, den‐
noch ist die NATO mit ihrer gegenseiti‐
gen Beistandsverpflichtung für
Deutschland eine sicherheitspolitische
Rückversicherung. Hierbei gilt aber
auch: je stärker die eigene Verteidi‐
gungsfähigkeit ist, desto unabhängiger
ist unser Land von denmilitärischen Fä‐
higkeiten der NATO-Partner. Das 2 Pro‐
zent-Ziel des deutschen Bruttoinlands‐
produkts muss deshalb nachhaltig
durch den Verteidigungshaushalt er‐
reicht werden, sonst kommen wir nach
dem Verbrauch der „Sonderschulden“
verteidigungspolitisch in eine gefährli‐
che Situation, denn dann würden die
Haushaltsmittel nicht mehr ausreichen
um den regulären Betrieb der Bundes‐
wehr zu gewährleisten. Als dritten
Schritt fordert die AfD, dass ab sofort
ausländische Lieferanten bei deutscher
Rüstungsbeschaffung im Ausland (z.B.
beim Kauf von Kampfflugzeugen) dazu
verpflichtet werden, mit Unternehmen
in Deutschland eine Kompensation
durch sog. „Offset-Vereinbarungen“ bis
zur vollen Höhe des Kaufpreises zu er‐
bringen. Dies dient zum einen dem Er‐
halt von nationaler Schlüsseltechnolo‐
gie und zum anderen dazu die wehr‐
technische Abhängigkeit vom Ausland
zu minimieren und die Versorgungssi‐
cherheit der eigenen Streitkräfte zu
stärken. Leider verzichtet Deutschland
im Gegensatz zu vielen anderen Natio‐
nen bisher großzügig darauf.

Was die AfD tun will, um Deutschland
verteidigungsfähig zu machen

Web: www.mdb-otten.de/gerold.otten

@gerold_otten

Wahlkreis221:MünchenLand

Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag
OrdentlichesMitglied:
• Verteidigungsausschuss
• Unterausschuss Abrüstung, Rüstungskontrolle und
Nichtverbreitung
• Interparlamentarische Konferenz für die Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik
• NATO ParlamentarischeVersammlung

/GeroldOttenAfD

Gerold Otten, MdB
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Tobias Peterka, MdB
stellv. Landesgruppenchef

Wahlkreis 237: Bayreuth

Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag
Ordentliches Mitglied
• Unterausschuss Europarecht
• Rechtsausschuss

StellvertretendesMitglied
•Ausschuss fürArbeitundSoziales
•Wahlausschuss

/tobiaspeterka

tobias.peterka@bundestag.de@/tobiasmpeterka

Will die EU eine Räte-Herrschaft?

Dass derzeit ein neuerlicher Anlauf un‐
ternommen wird, die EU mit eigener
Staatlichkeit und Identität auszustat‐
ten, geht außerhalb von interessierten
Kreisen völlig unter. Krampfhaft be‐
müht, irgendeine Art von wirklicher de‐
mokratischer Legitimation vorzutäu‐
schen, riefen die EU-Gremien eine„Kon‐
ferenz zur Zukunft Europas“ aus. Die
ganze Machart erinnert eher an mittel‐
alterliche Katechismus-Konzile als an
wirkliche Demokratie: Aus angeblich
zufällig ausgewählten Bürgern der Uni‐
on werden in vier „Foren“ á 200 Perso‐
nen sämtliche „Zukunfts-Themen der
EU“ besprochen und Forderungen nie‐
dergelegt. Ein Drittel muss unter 25
Jahre nebenbei sein. Dazu gibt es eine
Online-Plattform in babylonischem
Sprachgewirr, aus deren Postings (!)
ebenfalls Handlungen abgeleitet wer‐
den sowie einen unüberschaubaren
Wust aus weiter mit EU-Parlamentari‐
ern angereicherten „halb-Plenarsitzun‐
gen“ oder Komplettsitzungen dieser
Bürgerräte. Diese Räte soll es später
auch noch in den Mitgliedssaaten ge‐
ben.

All das wird keine lose Ideensammlung
sein, sondern per Art 48 EUV in konkre‐
te Vertragsänderungen überführt wer‐
den. Die Kommission sowie der Europä‐
ische Rat der Regierungschefs nehmen
am 09.05. Stellung zu diesemGeist, den
sie selber aus der Flasche gelassen ha‐

ben. Denn die Forderungen haben es in
sich: Weitgehende Abschaffung des
Einstimmigkeitsprinzips unter den Mit‐
gliedsstaaten, EU-weite Einheitslisten
bei Wahlen, rigorose Einordnung was
Hate-Speech sein soll und Schaffung ei‐
ner EU-Identität gerade unter Migran‐
ten. Klimaneutralität versteht sich na‐
türlich von selbst. Dass gefordert wird,
das sog. EU-Parlament solle nun auch
Gesetzesinitiativen starten dürfen, wird
von diesem natürlich euphorisch auf‐
gegriffen, muss aber im Blickwinkel der
EU-Identitätserzwingung gesehen wer‐
den.

Diese Einführung einer Räte-Herrschaft
in der EU wird Richtlinien und Verord‐
nungen noch weiter chaotisch und
gleichzeitig ideologisch machen. Der
Unterausschuss Europarecht, in den ich
erneut für die AfD entsandt wurde, wird
gerade die rechtlichen Fragestellungen
niemals voll bearbeiten können, ge‐
schweige denn kontern. Es ist zu be‐
fürchten, dass die Quote der EU-beein‐
flussten Gesetze sich langsam aber si‐
cher auch im Bundestag Richtung
100% entwickeln wird.

Das Justizministerium unter Busch‐
mann wird sicherlich alles umsetzen
und mit der Ampel-Mehrheit auch im
Rechtsausschuss Diskussionen im Keim
ersticken. Je nach Lage könnte der Eu‐
roparechtsausschuss zwar Dinge im
größeren Rechtsausschuss vorlegen,
aber das Ergebnis bliebe dasselbe. Der
Krieg in der Ukraine hat die lahmende
EU-Idee auch leider noch einmal ganz
neu gestärkt. Damit kommen diese um‐
fassenden Pläne zusätzlich zur Unzeit.
Die klare Forderung der AfD, aus der EU
auszutreten, würde gerade im rechtli‐
chen Bereich ein heilsames Beben aus‐
lösen. Plötzlich könnte man sich auch
nicht mehr auf Ausreden stützen „wir
würden ja gerne, aber Brüssel …“. Wie
eben aktuell das Lavieren bzgl. Netz‐
werkdurchsetzungsgesetz (NetzDG).
Auch eine unserer Kernforderungen,
die Entpolitisierung der Justiz ist in ei‐
nem EU-Konstrukt nicht machbar. Zwar
kritisiert man in Brüssel die Weisungs‐
gebundenheit der deutschen Staatsan‐
waltschaft, gleichzeitig ist die europäi‐
sche Staatsanwaltschaft per se ein poli‐
tisch gewolltes, transnationales Kon‐
strukt und der EuGH gehorcht vollkom‐
men unverhohlen der Kommission und
ihren Plänen. Richter und Staatsanwäl‐
te sollten jedoch allein dem deutschen
Staat verantwortlich sein und mög‐
lichst basisdemokratisch ohne Partei‐
politik bestimmt werden.

Ein Kern der EU-Rechtsetzung ist immer
wieder „Antidiskriminierung“, dazu ge‐
hört auch das Inflationäre Anwenden
von„Hassrede“. Dies soll auch nach den
o.g. Räte-Konferenzen in allen Gesetzen
direkt und indirekt Einzug halten. Kon‐
tinuierliches Anprangern der Unzuläs‐
sigkeit dieses Sozialingenieurtums leis‐
tenwir in denAusschüssen (die EU geht
weit über die eigenen Befugnisse in
den Verträgen hinaus) sowie Fraktion
und Partei allgemeinpolitisch.

Den Luxus der Ansicht, dass man„doch
eh nicht ändern“ könne, dürfen wir uns
nicht leisten. Erfolge unserer Schwes‐
terparteien in vielen Mitgliedsstaaten
zeigen, dass Einfluss möglich ist. Die EU
gravitiert um den Rat der Regierungs‐
chefs, selbst die Kommission hängt von
diesem ab.Wenn dort gewichtige Stim‐
men über Länderregierungen einge‐
bracht werden, kann das ganze Kon‐
strukt durchaus rückabgewickelt wer‐
den. Geschichte passiert immer dann,
wenn man sie nicht kommen sieht.

Unabhängige Justiz und nationale Souveränität
contra EU-Pläne
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Stephan Protschka, MdB
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Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag

• Obmann imAusschuss fürErnährungund Landwirtschaft
• StellvertretendesMitglied imAusschuss fürWohnen,
Stadtentwicklung,BauwesenundKommunen
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@AfDProtschka

Bundesminister und sein Ressort halten an
ideologischer Agrarpolitik fest

Erst kürzlich zeigte Bundeslandwirt‐
schaftsminister Özdemir mit seiner Ent‐
scheidung gegen einen Anbau von
Ackerkulturen auf ökologischen Vor‐
rangflächen, dass er seine Ideologien
selbst einer weltweiten Lebensmittel‐
verknappung voranstellt. Sogar die zö‐
gerliche EU-Kommission wollte mit
ihrem Beschluss als Reaktion auf die
russische Invasion in die Ukraine und
den daraus resultierenden Lebensmit‐
telpreisen einen Beitrag zur Ernäh‐
rungssicherung leisten. So verständigte
man sich auf europäischer Ebene dar‐
auf, dass die Erzeugung von Nahrungs-
und Futtermittelpflanzen auf Brachflä‐
chen befristet zugelassen werde und
die Ausbringung von Dünger und
Pflanzenschutzmitteln auf diesen Flä‐
chen erlaubt sei. Die Bundesregierung
entschied sich hingegen als einziger
EU-Mitgliedstaat für einen Sonderweg
undmachte von der europäischen Aus‐
nahmeregelung nur halbherzig Ge‐
brauch. Sie gibt die heimischen ökolo‐
gischen Vorrangflächen nur für die Fut‐
ternutzung frei und verbietet die An‐
wendung von Dünge- und Pflanzen‐
schutzmitteln. Aus meiner Sicht isoliert
sich Deutschland durch dieses Vorge‐
hen von den restlichen Mitgliedstaaten
und gefährdet durch eine derart ideo‐
logische Engstirnigkeit nicht nur unse‐
re heimischen landwirtschaftlichen Be‐
triebe, sondern sie riskiert auch die Er‐

nährungssicherheit in Europa undwelt‐
weit. Begründet wird dieser nationale
Alleingang damit, dass sich eine befris‐
tete Nutzung der Brachen negativ auf
die Biodiversität auswirken könne. Auf
meine Nachfrage an die Bundesregie‐
rung, welchen konkreten und messba‐
ren Effekt jedoch ökologische Vorrang‐
flächen auf die Verhinderung des Ar‐
tensterbens haben, bekam ich keine
konkrete Antwort. Klar ist jedoch, dass
wir derzeit aufgrund fehlender Daten
keine bewertenden Aussagen zu Biodi‐
versitätseffekten von agrarpolitischen
Maßnahmen treffen können. Ange‐
sichts der weltweiten Nahrungsmittel‐
knappheit und der drohenden Hun‐
gersnöte in den Entwicklungs- und
Schwellenländern haben wir in
Deutschland mit unseren landwirt‐
schaftlichen Gunststandorten eine be‐
sondere moralische Verantwortung
und sollten unseren Beitrag leisten, um
den Menschen in Not zu helfen.

/Protschka

/StephanProtschkaMdB

/@stephan.protschka.mdb

Vor dem Hintergrund des anhaltenden
Krieges in der Ukraine und den welt‐
weiten Folgen, die sich daraus ergeben,
ist aus unserer Sicht eine Fortsetzung
der flächendeckenden Extensivierung
der Landwirtschaft nicht länger tragfä‐
hig und die Ernährungssicherheit sollte
in der Prioritätenliste ganz oben ste‐
hen. Deshalb haben wir der Bundesre‐
gierung Lösungsvorschläge unterbrei‐
tet. So fordern wir, die für das Jahr 2023
verpflichtende Stilllegung von Teilen
der Ackerfläche auszusetzen aber auch
die von der EU-Kommission genehmig‐
te Nutzung von ökologischen Vorrang‐
flächen im vollen Umfang zu gestatten.
Doch der Bundeslandwirtschaftsminis‐
ter, der zur damaligen Zeit lieber für
Hühner-Warnwesten warb als sich um
die wichtigen Ernährungsfragen der
Bevölkerung zu kümmern, lehnte es ab,
die für den vermeintlichen Naturschutz
zwangsstillgelegten Ackerflächen be‐
wirtschaften zu lassen.

Aber auch die Große Koalition trägt an
der jetzigen Verknappung von Nah‐
rungsmitteln eineMitschuld. Sie war es,
die im Jahr 2020 ohne jegliche Grundla‐
ge die nationale Düngeverordnung
weiter verschärft hat, obwohl klar war,
dass die Daten aus den hiesigen Nitrat‐
messstellen mangelhaft und nicht re‐
präsentativ waren.Weniger Dünger be‐
deutet gleichzeitig auchweniger Ertrag
und die Auswirkungen bekommen wir

aktuell zu spüren. Ebenfalls wurde es
versäumt, den Selbstversorgungsgrad
bei Obst und Gemüse deutlich anzuhe‐
ben, um so weniger auf Importe ange‐
wiesen zu sein. Um die genannten Feh‐
ler der jetzigen aber auch der vorheri‐
gen Regierung anzugehen, hat mein
Arbeitskreis gleich drei Anträge in den
Deutschen Bundestag eingebracht. In‐
haltlich geht es hierbei darum, dass
eine beabsichtigte Neuausweisung ni‐
tratbelasteter Gebiete als Teil der Dün‐
geverordnung ausgesetzt wird. Zudem
wollen wir den Selbstversorgungsgrad
bei Hartweizen aber auch bei Obst und
Gemüse weiter forcieren, um der Er‐
nährungssicherheit hierzulande Rech‐
nung zu tragen. Mit einem Dritten An‐
trag wollen wir die Nahrungsmittelver‐
schwendung eindämmen, indem bei‐
spielsweise steuerliche Anreize ge‐
schaffen werden und die Vermark‐
tungs- und Handelsnormen an die der‐
zeitigen Erfordernisse angepasst wer‐
den.

AfD-Bundestagsfraktion fordert Aussetzung von
ideologischen Naturschutzzielen
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Martin Sichert, MdB
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MitgliedschaftenundÄmter imBundestag
OrdentlichesMitglied:
•Ausschuss fürGesundheit
•Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Gesundheitspolitischer Sprecher

Corona-Politik: Panik statt Fakten – Lauterbach
stochert mit der Spritze im Nebel!
Die Todesfallzahlen für 2021 beweisen
eindeutig: Es gab nie einen Grund für
all die Corona-Hysterie. Soweit konnte
es nur kommen, weil die Corona-Politik
ohne Daten und Fakten erfolgte.

In Debatten und Anhörungen des Bun‐
destages zeigte sich über Monate, dass
die Verantwortlichen nicht wussten,
was sie tun. Sie wussten nicht, wie viele
Patienten wegen Corona in Kranken‐
häusern liegen; sie wussten nicht, ob
eine Impfung besser immunisiert als
eine Infektion; sie ignorierten beharr‐
lich Studien zu Impfnebenwirkungen;
sie führten eine Verknappung von In‐
tensivbetten künstlich herbei und be‐
tonten ständig die Gefahr einer Über‐
lastung der Krankenhausintensivabtei‐
lungen – einer Gefahr, die es jedoch nie
auch nur ansatzweise gab!

Trotzdem schürten Lauterbach (SPD) –
wie auch schon sein Vorgänger Spahn
(CDU) – gemeinsam mit den Mainstre‐
ammedien Panik. Sie zwangen ein gan‐
zes Land in Lockdowns, Maske zu tra‐
gen, sich sozial zu isolieren, sie erzeug‐
ten Impfdruck, grenzten Ungeimpfte
aus. Sie schädigten aber nicht nur die
Menschen, nahmen ihnen die Freiheit.

Auch das Gesundheitssystem wurde fi‐
nanziell an die Wand gefahren. Die
Bundesregierung hat seit Beginn der
sogenannten „Pandemie“ mehr als
660.000.000 Dosen Corona-Impfstoff

bestellt. Ausgegeben wurden dafür
knapp 13 Mrd. Euro. Die von Medien
immer als„kostenlos“ bezeichneten Co‐
rona-Tests kosteten dem Steuerzahler
bislang 5 bis 6 Mrd. Euro.

Der eigentliche Kostenhammer ist da‐
bei noch gar nicht berücksichtigt: Lock‐
downs, Beschränkungen, Hilfszahlun‐
gen von Bund und Ländern. Allein bis
Ende 2021 ließen die Corona-Kosten
die Staatschulden um 111.000.000.000
Euro steigen!

Nach zwei Jahren Corona-Politik fällt
das Resümee katastrophal aus: Spahn
entmündigte die Bürger, Impffanatiker
Lauterbach stochert sei Monaten buch‐
stäblich mit der Spritze im Nebel. An‐
statt für echte Datenerfassung zu sor‐
gen, erfindet er lieber willkürlich Zah‐
len.

/martinsichertinfo

Der Bundeshaushalt weist einen An‐
stieg im Bereich „Gesundheit“ von 15
Milliarden (2019) auf 52,6 Milliarden
(2022) Euro aus – mehr als eine Verdrei‐
fachung! Dies basiert nahezu aus‐
schließlich auf dem Corona-Tunnelblick
der Regierung. Zu weit wichtigeren
Problemen gibt es seitens der Ampel-
Koalition keine Initiativen: Beispielswei‐
se zur Ungleichbehandlung von Privat-
und Kassenpatienten, was bei gesetz‐
lich Versicherten zu teils wochen- oder
monatelangenWartezeiten auch bei le‐
bensbedrohlichen Erkrankungen führt.
Auch die desaströse Politik im Pflege‐
bereich scheint den Verantwortlichen
egal zu sein. Statt mehr Personal für
den Pflegeberuf zu begeistern, werden
ungeimpfte Pfleger durch die einrich‐
tungsbezogene Impfpflicht diskrimi‐
niert; zehntausende Pflegekräfte fehlen
dadurch zusätzlich.

Die AfD setzt auf faktenbasierte Real‐
politik: Mit Anträgen gegen eine allge‐
meine Impfpflicht, sowie für einen so‐
fortigen Stopp der einrichtungsbezo‐
genen Impfpflicht, positionierte sich
die Bundestagsfraktion klar gegen jeg‐
liche Impfpflicht. Durch diesen Druck
im Parlament und auch auf der Straße
durch hunderttausende friedliche De‐
monstranten konnte zumindest die all‐
gemeine Impfpflicht vorerst verhindert
werden.

Ferner wurde mit dem Antrag „Keine
Diskussion über Corona-Maßnahmen
ohne ausreichende Datengrundlage
über Wirksamkeit und Nebenwirkun‐
gen der Impfung“ gefordert, auch in
Deutschland Daten über die lt. interna‐
tionalen Studien sehr hohe Zahl von
Impfnebenwirkungen zu erheben – ei‐
gentlich eine Selbstverständlichkeit für
seriöse Politik!

Durch kritische Fragen an Sachverstän‐
dige in öffentlichen Bundestagsanhö‐
rungen, die als Videos in den Sozialen
Medien veröffentlicht wurden, konnten
Millionen Bürger die Augen geöffnet
werden. Mit der Hinzuziehung eigener
Experten wurden alternative Stand‐
punkte zum Impflobbyismus öffentlich.

Die AfD wirkt! Dank beharrlichem kriti‐
sieren und widerlegen der Verantwort‐
lichen gelang es letztendlich, die Ein‐
führung der Impfpflicht im Frühjahr
2022 zu verhindern, die Erhebung rele‐
vanter Zahlen zu Corona-Erkrankungen
und Impfnebenwirkungen – wenn
auch in kleinen Schritten - voranzubrin‐
gen, sowie den Pflegenotstand in den
öffentlichen Focus zu rücken.

Corona-Politik:
Die AfD setzt auf Zahlen & Fakten!
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Auto-Mobilität massiv bedroht:
Schikanen, Verbote, Preisexplosion!

Wahlkreis219München-Süd
Mitgliedschaften undÄmter im Bundestag
OrdentlichesMitglied
• Haushaltsausschuss
• Verkehrsausschuss
StellvertretendesMitglied
•Ausschuss fürDigitales
•Petitionsausschuss

Wolfgang Wiehle, MdB

wolfgang.wiehle@bundestag.de

/w.wiehle

www.wolfgang-wiehle.de

Das Automobil ist für die meisten Deut‐
schen unverzichtbar für Beruf und Frei‐
zeit. Millionen Arbeitsplätze hängen
vom Auto ab. Als Inbegriff selbstbe‐
stimmter Mobilität ist es seit Langem
im Fadenkreuz der grün-sozialistischen
Ideologen. Mittlerweile setzt die Anti-
Auto-Politik viel mehr als nur „Nadelsti‐
che“ – sie ist in vielen Fällen existenzbe‐
drohend. Für die nächsten Jahre droht
unter demMotto„Verkehrswende“ eine
massive Verschärfung.

Lärm, Abgase, Unfallgefahren, Platz-
und Energiebedarf werden von den
Ideologen nicht als zu lösende Aufga‐
ben, sondern als Grund für Behinde‐
rung oder Abschaffung des Autos gese‐
hen.

Mit Verkehrsschikanen, Parkplatz- und
Straßenrückbau sowie Infrastruktur-
Verhinderung begann die Anti-Auto-
Politik vielerorts vor rund 30 Jahren.
Bessere Motor-, Abgas- und Sicher‐
heitstechnik brachten andererseits vie‐
le echte Problemlösungen. Mit sehr
strengen und wissenschaftlich zweifel‐
haften Grenzwerten (Beispiel: Stickoxi‐
de!) geht die Politik unter dem Einfluss
„grüner“ Strategen aber hart an die
Grenzen des technisch-wirtschaftlich
Machbaren oder sogar darüber hinaus.
Fahrverbote in vielen Städten bewirk‐
ten Milliardenverluste bei Autofahrern,

die ihren Diesel unter Wert verkaufen
oder verschrotten lassen mussten.

Die politischen Angriffe auf die freie
Verkehrsmittelwahl der Bürger laufen
auf vielen Ebenen: Die CO2-Abgabe ver‐
teuert Kraftstoffe immer weiter, Ver‐
brennungsmotoren werden künftig bei
Neuwagen verboten oder durch uner‐
füllbare Abgasnormen verhindert,
neue Mautsysteme sind geplant. Die
durch „Energiewende“ und radikale
Sanktionspolitik nach oben schnellen‐
den Energiepreise kommen noch hin‐
zu. Teure E-Autos können die Verbren‐
ner nicht vollständig ersetzen. So wird
das Autofahren schon binnen weniger
Jahre für viele unbezahlbar: Deutsch‐
land verarmt, nicht nur finanziell, son‐
dern auch an Freiheit.

Die Bahn wird gepriesen und soll aus‐
gebaut werden. Sie hat ihre Stärken bei
großen Verkehrsmengen (Großstadt‐
verkehr, Massengüter) und langen Stre‐
cken (Städteverbindungen, Transitver‐
kehr) und wurde politisch lange ver‐
nachlässigt, aber sie ist kein Allheilmit‐
tel und wird die Alltagsprobleme für
die meisten nicht lösen, auch nicht zu‐
sammen mit einem viele Milliarden
Euro teuren Ausbau des ÖPNV.

In einer freiheitlichen Zukunft, wie die
AfD sie anstrebt, werden die Bürger frei
entscheiden, welches Verkehrsmittel
sie für welchen Weg benutzen – ohne
staatliche Gängelung durch Verbote
und Preistreiberei. In einer solchen frei‐
heitlichen Zukunft entwickeln Ingeni‐
eure, Techniker und Designer mit ihren
Ideen die Verkehrsmittel weiter, und
zwar ohne planwirtschaftliche Fern‐
steuerung durch Politiker, die das im
globalen Maßstab kleine Deutschland
zum Vorzeigeland einer ideologischen
Klima-Weltpolitik machen wollen und
dafür immer strengere CO2-Planziele
vorgeben.

Technologieoffenheit ist für uns des‐
halb entscheidend. Die heutige einsei‐
tige Bevorzugung von Elektromobilität
ist auf Grundmangelnder Stromkapazi‐
täten und der globalen Umweltbelas‐
tung bei der Batterieproduktion sofort
zu stoppen. Ob der Verbrennungsmo‐
tor eines Tages durch andere Antriebs‐
formen abgelöst wird oder weiter exis‐
tiert, muss eine Frage des technischen
Fortschritts sowie des Marktes werden,
aber nicht der Verbotspolitik aus Berlin
oder Brüssel.

Freiheit braucht bezahlbare Energie –
das gilt gerade auch für die Mobilität.
Deshalb hängt eine freiheitliche Ver‐
kehrspolitik direkt von einer lösungs‐
orientierten statt einschränkenden

Energiepolitik ab. Wenn die realitäts‐
fremde EU-CO2-Reduktionsgesetzge‐
bung im Verkehrssektor nicht gestoppt
werden kann, müssen synthetische
Kraftstoffe für Verbrennungsmotoren
bereitgestellt werden – und dafür müs‐
sen alle sinnvollen Wege beschritten
werden, z.B. auch unter Nutzung der
Kernenergie.

Elektronische Kommunikation kann
Fahrten ersetzen, z.B. durch Arbeiten zu
Hause und durch Videokonferenzen
statt Geschäftsreisen. Dazu muss die
Netzinfrastruktur überall im Land gut
funktionieren, und die Verkehrsvermei‐
dungmuss als zusätzliche Freiheit, aber
nicht als Zwang gestaltet werden.

Die Eisenbahn kann mit modernisierter
und sinnvoll ergänzter Infrastruktur viel
zur Abwicklung desVerkehrs beitragen.
Mit einem zuverlässigen Taktverkehr
mit kurzen Reisezeiten kann die Bahn
mehr Fahrgäste gewinnen – ohne poli‐
tische Gängelung. Mehr Transit-Güter‐
verkehre müssen auf die Bahn verladen
werden. Die Hauptlast des Verkehrs
wird aber auch künftig über die Straße
abgewickelt werden. Das muss die Poli‐
tik beherzigen!

Mobilität der Zukunft: technologieoffen und
freiheitlich statt ideologisch gelenkt
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